
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um durch rechtzeitige 
Beförderung die Ware dem vorgesehenen Verwendungs­
zweck zuzuführen. Bei Gegenständen von erheblichem 
Wert muß er für eine Lagerung sorgen, die gegen Dieb­
stahl sichert, und für eine Beförderungsart, die dem 
besonderen Charakter des Ladegutes gerecht wird. Bei 
billigen Massengütern, wie z. B. den meisten Bau­
stoffen, sind dagegen die Forderungen, die man an die 
Art und Weise der unvorhergesehenen Zwischenlage­
rung beim Frachtführer stellen darf, nicht zu über­
spitzen.
Das Verlangen, besondere Unterstellmöglichkeiten oder 
Planen zur Abdeckung für derartige Fälle .bereitzu­
stellen, ist nicht begründet. Das ergibt sich daraus, daß 
bei richtiger Planung und Übereinstimmung zwischen 
dem Kläger und den von ihm zu beliefernden Betrieben 
Schadensfälle wie der vorliegende überhaupt nicht ein- 
treten können. Richtige Arbeitsorganisation gewähr­
leistet Beladung, Transport und Abnahme der Ware 
ohne Zwischenlagerung beim Frachtführer. Es wäre 
aber abwegig, von vornherein schlechte Arbeit des 
Klägers und der von ihm Belieferten in Rechnung zu 
stellen und nur für diesen Fall vom Frachtführer die 
Bereitstellung von erheblichen Investitionsmitteln zur 
Verhütung von verhältnismäßig geringen Schaden, die 
aus dieser mangelhaften Arbeit resultieren, zu ver­
langen.

Diese Erwägung allein macht den Anspruch des Klägers 
noch nicht unbegründet. Es kommt hinzu, daß Bau­
stoffe in der Regel eine gewisse Unempfindlichkeit 
gegen Witterungseinflüsse, soweit sie diesen nur relativ 
kurze Zeit ausgesetzt sind, aufweisen. Das trifft für 
Mörtel zu, der auch bei ungünstigem Wetter auf offe­
nen Wagen vom Herstellerwerk zum Verbraucher ge- 
liefevt wird. Das Belassen der Ladung auf dem Wagen 
und das Abstellen auf dem Lagerplatz des Verklagten 
in der Erwartung, daß die Beförderung am übernäch­
sten Tag vorgenommen werden würde, kann deshalb 
nicht als Verletzung der Pflichten des Frachtführers 
oder seiner Erfüllungsgehilfen angesehen werden. Mit 
dem Versuch, sich für die Ladung eine neue Weisung 
von der Direktion des Klägers zu holen, der infolge 
Arbeitsschluß beim Kläger ohne Erfolg blieb, und dem 
Abstellen der Ladung auf dem Hof des Verklagten 
haben der Verklagte bzw. die Personen, deren er sich 
zur Ausführung der Beförderung bediente, ihre Pflich­
ten erfüllt. Ein Anspruch gegen ihn wegen Verletzung 
des Transportleistungsvertrages ist deshalb nicht ge­
geben. Unberührt davon bleiben die Ansprüche, die der 
Kläger wegen ungerechtfertigter Verweigerung der Ab­
nahme der Ladung durch den VEB Bauunion an diesen 
hat.

Die Klage war nach alledem abzuweisen, wobei 
sich der Senat in der sachlichen Würdigung in Über­
einstimmung mit der Auffassung des Vertreters des 
Generalstaatsanwalts befindet.

A n m e r k u n g :
Im Beschluß der Volkskammer über den Volkswirt- 
schajIsplan 1962 vom 28. März 1962 (GBl I S. 29) heißt 
es im Abschnitt X u. a.: „Bei der Erfüllung des Volks­
wirtschaftsplans kommt es darauf an, die Produktions­
aufgaben mit höchstem ökonomischem Nutzeffekt durch­
zuführen. Das bedeutet, das Sparsamkeitsregime als 
Grundprinzip des sozialistischen Wirtschaftens auf 
allen Gebieten unserer Volkswirtschaft und unseres 
gesamten gesellschaftlichen Lebens konsequent zu ver­
wirklichen.“ Das gilt auch für die Forderung, die man 
in vorliegendem Falle an den Frachtführer — bzw. 
an dessen Erfüllungsgehilfen — bei einer unvorherge­
sehenen Zwischenlagerung richten muß, nämlich alles 
zu tun, um das in seinem Besitz befindliche Gut vor

Verderb zu schützen. Deshalb kann die Entscheidung 
des Stadtgerichts auch nicht befriedigen. Aus den 
Gründen des Urteils ist ersichtlich, daß das Stadtgericht 
die Anwendung des Grundsatzes von der Sicherung der 
Beförderung des Transportgutes zu seinem Bestim­
mungsort abhängig macht:
a) vom Wert des Transportgutes,
b) von den Möglichkeiten, die der Frachtführer am Ver­
wahrungsort besitzt, das Transportgut bis zur Aus­
lieferung vor Verderb zu schützen,
c) vom Funktionieren einer normalen Arbeitsorgani­
sation im Zyklus Beladung — Transport — Abnahme 
und «
d) von der Empfindlichkeit des Gutes gegen Witte­
rung sein flüsse.

Demgegenüber sei festgestellt:
Es kann nicht darauf ankommen, ob das Gut einen 
hohen oder niedrigen Wert besitzt und ob es sich um 
einen Spezialartikel oder ein Massengut handelt. Es 
kann auch nicht darauf ankommen, ob ein Verderb des 
Gutes im Rahmen eines sich normal abspielenden 
Transportzyklus vorliegt oder aber dann, wenn dieser 
Zyklus, wie vorliegend, durch die Nichtabnahme 
seitens des Empfängers unterbrochen ist und daher die 
Notwendigkeit der Verwahrung auf dem Autohof be­
steht.
Im übrigen berücksichtigt das Stadtgericht hierbei nicht 
das Bestehen eines entgeltlichen Verwahrungsver­
trages, zumal die Standgeldzahlung die Verpflichtung 
des Güterkraftverkehrs dokumentiert, als entgeltlicher 
Verwahrer die Ware vor Verderb zu schützen. In 
diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß 
für die Anschaffung von Abdeckplanen keine „erheb­
lichen Investitionsmittel“ erforderlich sind. Eine solche 
Plane in Größe von 3X4 m kostet 258 DM. Schließlich 
kann es auch nicht auf „die Unempfindlichkeit der 
Baustoffe gegen Witterungseinflüsse, soweit sie diesen 
nur relativ kurze Zeit ausgesetzt sind“, ankommen.
§ 7 Abs. 1 Buchst, a der Transportverordnung (TVO) 
vom 31. August 1961 (GBl. II S. 365) sieht vor, daß die 
am Gütertransport Mitwirkenden Schäden insbesondere 
am Gut zu vermeiden haben. Diese Bestimmung legt 
also dem Frachtführer eine entsprechende Verpflichtung 
auf. Bereits nach dem HGB haftet der Frachtführer für 
den Schaden, der durch Beschädigung des Gutes in der 
Zeit von der Annahme bis zur Ablieferung entsteht, es 
sei denn, daß die Beschädigung auf Umständen beruht, 
die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers 
nicht abgewendet werden konnten. Wenn der Empfän­
ger die Annahme verweigert, so hat nach § 437 HGB 
der Frachtführer den Absender unverzüglich zu in­
formieren. Wenn dies nicht möglich ist, so hat er dafür 
zu sorgen, daß das Gut „in sicherer Weise“ hinterlegt 
wird. Es dürfte unbestritten sein, daß derartige Ver­
pflichtungen auch heute noch maßgebend sind.
Aus Vorstehendem ist ersichtlich, daß das Urteil des 
Stadtgerichts nicht nur dem Grundgedanken des § 7 
Ziff. 1 TVO, sondern auch unserer heutigen Auffassung 
bezüglich des Schutzes des sozialistischen Eigentums 
widerspricht. Es verletzt den Gedanken des Sparsam­
keitsprinzips, das in erster Linie auch für Baustoffe 
maßgebend ist.
Wer aus der Praxis weiß, in welch sorgloser Weise 
wertvolle Baustoffe oftmals noch dem Verderb ausge­
setzt werden und somit unserer Volkswirtschaft ver­
lorengehen, muß Forderungen stellen, die über die des 
Stadtgerichts hinausgehen, um das häufig noch fehlende 
Verantwortungsbewußtsein zu ■stärken.
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